
Alte Satzung vom 09. März 

2010 

Entwurf der neuen Satzung Anmerkungen 

   
Gem. § 69 ff. Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz – KJHG – (8. 
Buch Sozialgesetzbuch – SGB 
VIII) vom 26. Juni 1990 BGBl. I, 
S. 1163, in der Fassung vom 15. 
März 1996 (BGBl I, S. 477), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
23. Juli 1996 (BGBl. I, S. 1088), 
des § 3 Abs. 2 des 1. Gesetzes 
zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes – AG-KJHG 
NW – vom 12. Dezember 1990 
(GV NW S. 664), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. Dezember 
1994 (GV NW S. 1115) und des § 
7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen – GO 
NW – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NW S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. März 1996 
(GV NW S. 124) hat der Rat der 
Stadt Rheine in seiner Sitzung 
am 3. Februar 1998 folgende 
Satzung für das Jugendamt be-

Gem. § 69 ff. des Sozialgesetzbu-
ches (SGB) Achtes Buch (VIII) – 
Kinder- und Jugendhilfe in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. 
Dezember 2006 (BGBl. I S 3134), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 06. Juli 2009 
(BGBl. I S. 1696), in Verbindung 
mit § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes 
zur Ausführung des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes – AG-KJHG NW – 
vom 12. Dezember 1990 (GV NW S. 
664), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 03.05.2005 (GV NW S. 498) 
und in Verbindung mit § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen – GO NW – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NW S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juni 2009 (GV NW S. 380) hat 
der Rat der Stadt Rheine in seiner 
Sitzung am (……) folgende Satzung 
für das Jugendamt beschlossen. 

Anpassung an die Gesetzesän-
derungen wurde vorgenom-
men; darüber hinaus wurde das 
KJHG durch das SGB VIII er-
setzt 



schlossen: 
   

§ 1 § 1  

Aufbau und Bezeichnung Aufbau und Bezeichnung  

   
Das Jugendamt besteht aus dem 
Jugendhilfeausschuss und der 
Verwaltung des Jugendamtes. 
Der Jugendhilfeausschuss der 
Stadt Rheine führt die Bezeich-
nung "Jugendhilfeausschuss", die 
Verwaltung des Jugendamtes 
führt die Bezeichnung "Jugend-
amt". 

Das Jugendamt besteht aus dem 
Jugendhilfeausschuss und der Ver-
waltung des Jugendamtes. Der Ju-
gendhilfeausschuss der Stadt Rhei-
ne führt die Bezeichnung "Jugend-
hilfeausschuss", die Verwaltung des 
Jugendamtes führt die Bezeichnung 
"Jugendamt". 

 

   
§ 2 § 2  

Zuständigkeit Zuständigkeit  

   
Das Jugendamt (Jugendhilfeaus-
schuss und die Verwaltung des 
Jugendamt) ist nach Maßgabe 
des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes (KJHG), der dazu erlasse-
nen Ausführungsgesetze und die-
ser Satzung für alle Aufgaben der 
öffentlichen Jugendhilfe im Ge-
biet der Stadt Rheine zuständig. 

Das Jugendamt (Jugendhilfeaus-
schuss und die Verwaltung des Ju-
gendamtes) ist nach Maßgabe des 
SGB VIII, der dazu erlassenen Aus-
führungsgesetze und dieser Sat-
zung für alle Aufgaben der öffentli-
chen Jugendhilfe im Gebiet der 
Stadt Rheine zuständig. 
 
Ihm obliegt die Gesamtverantwor-

 
 
Redaktionelle Änderungen bzw. 
inhaltliche Vervollständigung 



tung für die Erfüllung der Aufgaben 
nach dem SGB VIII. 

   
§ 3 § 3  

Aufgaben Aufgaben  

   
(1) Das Jugendamt (Jugendhil-
feausschuss und die Verwaltung 
des Jugendamtes) ist zentrale 
Stelle aller Bestrebungen auf 
dem Gebiet der Jugendhilfe. Die 
Entfaltung der Persönlichkeit des 
jungen Menschen sowie die Stär-
kung und Erhaltung der Erzie-
hungskraft der Familie sollen bei 
allen Maßnahmen der öffentlichen 
Jugendhilfe im Vordergrund ste-
hen. 

(1) Das Jugendamt (Jugendhilfe-
ausschuss und die Verwaltung des 
Jugendamtes) ist zentrale Stelle al-
ler Bestrebungen auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe. Die Entfaltung der 
Persönlichkeit des jungen Menschen 
sowie die Stärkung und Erhaltung 
der Erziehungskraft der Familie ste-
hen bei allen Maßnahmen der öf-
fentlichen Jugendhilfe im Vorder-
grund. 
 
Sie sollen dazu beitragen, positive 
Lebensbedingungen für junge Men-
schen und ihre Familien sowie eine 
kinder- und familienfreundliche 
Umwelt zu erhalten oder zu schaf-
fen (§ 1 SGB VIII). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inhaltliche Ergänzung 

(2) Das Jugendamt (Jugendhil-
feausschuss und die Verwaltung 
des Jugendamtes) soll mit den 
freien Trägern und allen behördli-

(2) Das Jugendamt (Jugendhilfe-
ausschuss und die Verwaltung des 
Jugendamtes) soll mit den freien 
Trägern und allen behördlichen 

 
 
 
 



chen Stellen, die sich mit Angele-
genheiten der Kinder, Jugendli-
chen sowie der Familie befassen, 
partnerschaftlich zusammenar-
beiten. Es hat dabei die Selb-
ständigkeit der freien Träger in 
Zielsetzung und Durchführung 
der Jugendhilfeaufgaben sowie in 
der Gestaltung ihrer Organisati-
onsstruktur zu achten. 

Stellen, die sich mit Angelegenhei-
ten der Kinder, Jugendlichen und 
jungen Menschen sowie der Familie 
befassen, partnerschaftlich zusam-
menarbeiten. Es hat dabei die Selb-
ständigkeit der freien Träger in 
Zielsetzung und Durchführung der 
Jugendhilfeaufgaben sowie in der 
Gestaltung ihrer Organisations-
struktur zu achten.  

 
 
Inhaltliche Ergänzung 

 (3) Das Jugendamt bildet Arbeits-
gemeinschaften mit den freien Trä-
gern auf der Basis des § 78 SGB 
VIII. 

Ergänzung um die AG 78 

     
§ 4 § 4  

Mitglieder Mitglieder  

   
(1) Dem Jugendhilfeausschuss 
gehören 15 stimmberechtigte 
Mitglieder an; ferner beratende 
Mitglieder nach Abs. 3. 

(1) Dem Jugendhilfeausschuss 
gehören 15 stimmberechtigte Mit-
glieder an; ferner beratende Mit-
glieder nach Abs. 3. 

 

(2) Die Zahl der stimmberech-
tigten Mitglieder nach § 71 Abs. 1 
Ziff. 1 KJHG (Mitglieder des Rates 
oder von ihm gewählte Frauen 
und Männer, die in der Jugendhil-
fe erfahren sind) beträgt 9, und 

(2) Die Zahl der stimmberechtig-
ten Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Ziff. 
1 SGB VIII (Mitglieder des Rates 
oder von ihm gewählte Frauen und 
Männer, die in der Jugendhilfe er-
fahren sind) beträgt 9, und die Zahl 

Redaktionelle Änderungen 
 
 
 
 
 



die Zahl der stimmberechtigten 
Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Ziff. 
2 KJHG, die von den im Bereich 
des Jugendamtes wirkenden und 
anerkannten freien Trägern vor-
geschlagen sind, beträgt 6; da-
von 3 Männer/Frauen von den 
Jugendverbänden. 
 
Die stimmberechtigten Mitglieder 
werden vom Rat gewählt. 
 
Für jedes Mitglied ist ein(e) per-
sönliche(r) Stellvertreter(in) zu 
wählen. Das Wahlverfahren rich-
tet sich nach dem Ersten Gesetz 
zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG), 
der Gemeindeordnung (GO NW) 
und der Geschäftsordnung des 
Rates. 

der stimmberechtigten Mitglieder 
nach § 71 Abs. 1 Ziff. 2 SGB VIII, 
die von den im Bereich des Jugend-
amtes wirkenden und anerkannten 
freien Trägern vorgeschlagen sind, 
beträgt 6; davon 3 Frauen/Männer 
von den Jugendverbänden. 
 
Die stimmberechtigten Mitglieder 
werden vom Rat gewählt. 
 
Für jedes stimmberechtigte Mitglied 
ist ein(e) persönliche(r) Stellvertre-
ter(in) zu wählen. Das Wahlverfah-
ren richtet sich nach dem Ersten 
Gesetz zur Ausführung des Kinder- 
und Jugendhilfegesetzes (AG-
KJHG), der Gemeindeordnung (GO 
NW) und der Geschäftsordnung des 
Rates. 
 
Scheidet ein Mitglied oder ein stell-
vertretendes Mitglied vor Ablauf der 
Wahlzeit aus, so ist ein/e Nachfol-
ger/in auf Vorschlag derjenigen 
Stelle, die die ausgeschiedene Per-
son vorgeschlagen hat, zu wählen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung zwecks Klarstellung 

(3) Als beratende Mitglieder (3) Als beratende Mitglieder ge-  



gehören dem Jugendhilfeaus-
schuss an: 

hören dem Jugendhilfeausschuss 
an: 

(3.1) der Bürgermeister oder 
ein(e) von ihm bestellte(r) Ver-
treter(in); 

(3.1) die/der Bürgermeister/in 
oder ein(e) von ihr/ihm bestellte(r) 
Vertreter(in); 

Redaktionelle Änderung 

(3.2) der/die Leiter(in) des Ju-
gendamtes oder dessen/deren 
Vertretung; 

(3.2) der/die Leiter(in) des Ju-
gendamtes oder dessen/deren Ver-
tretung;  

 

(3.3) ein(e) Richter(in) des Vor-
mundschaftsgerichtes oder des 
Familiengerichtes oder ein(e) Ju-
gendrichter(in), der/die von dem 
Präsidenten des Landgerichts 
Münster bestellt wird; 

(3.3) ein(e) Richter(in) des Vor-
mundschaftsgerichtes oder des Fa-
miliengerichtes oder ein(e) Jugend-
richter(in), der/die von dem Präsi-
denten des Landgerichts Münster 
bestellt wird; 

 

(3.4) ein(e) Vertreter(in) der Ar-
beitsverwaltung, der/die von dem 
Direktor des Arbeitsamtes Rheine 
bestellt wird; 

(3.4) ein(e) Vertreter(in) der Ar-
beitsverwaltung, der/die von der 
Geschäftsführung der Agentur für 
Arbeit in Rheine bestellt wird; 

 
 
Redaktionelle Änderung 

(3.5) ein(e) Vertreter(in) der 
Schulen, der/die von der Bezirks-
regierung bestellt wird; 

(3.5) ein(e) Vertreter(in) der Schu-
len, der/die von der Bezirksregie-
rung Münster bestellt wird; 

 
 
Redaktionelle Änderung 

(3.6) ein(e) Vertreter(in) der Po-
lizei, der/die vom Oberkreisdirek-
tor Steinfurt als Kreispolizeibe-
hörde bestellt wird; 

(3.6) ein(e) Vertreter(in) der Poli-
zei, der/die vom/von der Land-
rat/Landrätin als Kreispolizeibehör-
de in Steinfurt bestellt wird; 

 
Redaktionelle Änderung 

(3.7) je eine Vertretung der ka-
tholischen Kirche und der evan-
gelischen Kirche und der jüdi-

(3.7) je eine Vertretung der katho-
lischen Kirche und der evangeli-
schen Kirche und der jüdischen Kul-

 



schen Kultusgemeinde, falls Ge-
meinden dieses Bekenntnisses im 
Jugendamtsbezirk bestehen; sie 
werden von der zuständigen Stel-
le der Religionsgemeinschaften 
bestellt; 

tusgemeinde, falls Gemeinden die-
ses Bekenntnisses im Jugendamts-
bezirk bestehen; sie werden von 
der zuständigen Stelle der Religi-
onsgemeinschaften bestellt; 

(3.8) Vertreter von Fraktionen, 
die von diesen gem. § 58 Abs. 1 
Satz 7 GO benannt wurden; 

(3.8) Vertreter von Fraktionen, die 
von diesen gem. § 58 Abs. 1 Satz 7 
GO benannt wurden; 

 

(3.9) ein(e) vom Ausländerbeirat 
vorgeschlagene(r) sachkundige(r) 
Einwohner(in) 

(3.9) ein(e) vom Integrationsrat 
vorgeschlagene(r) sachkundige(r) 
Einwohner(in) 

Redaktionelle Änderung 

 (3.10) ein(e) vom Familienbeirat 
vorgeschlagene(r) sachkundige(r) 
Einwohner(in). 

Ergänzung um Familienbeirat  
erforderlich 

Für die Mitglieder 3.3 bis 3.9 ist 
je ein(e) persönliche(r) Vertre-
ter(in) zu bestellen. 

Für die Mitglieder 3.3 bis 3.10 ist je 
ein(e) persönliche(r) Vertreter(in) 
zu bestellen.  

Änderung wg. Ergänzung von 
3.10 

 (4) Teilnahmeberechtigt sind die 
benannten Sprecher/innen der Ar-
beitsgemeinschaften nach § 78 SGB 
VIII. Dies bezieht sich jedoch aus-
schließlich auf Tagesordnungspunk-
te, die in den Aufgabenbereich der 
jeweiligen AG fallen. 
 Bei Bedarf können weitere sach-
verständige Personen beratend hin-
zugezogen werden. 

Berücksichtigung der Spre-
cher/Innen der Arbeitsgemein-
schaft nach § 78 SGB VIII 



   

 § 5   

 Vorsitzende  

   
 Die Vorsitzende / der Vorsitzende 

des Jugendhilfeausschusses und ih-
re/sein Stellvertreter/In werden 
gem. § 50 Abs. 2 GO NW in ge-
trennten Wahlgängen von den 
stimmberechtigten Mitgliedern des 
Ausschusses aus den Mitgliedern, 
die dem Rat der Stadt angehören, 
gewählt. 

Erläuterung und Klarstellung 
der Wahl der/des Vorsitzenden 
des JHA 

   

§ 5 § 6 

 

Neue Nummerierung wg. Einfü-
gung von § 5 

Aufgaben des Jugendhilfe-

ausschusses 
Aufgaben des Jugendhilfeaus-

schusses 

 

(1) Der Jugendhilfeausschuss 
befasst sich mit allen Angelegen-
heiten der Jugendhilfe. Er be-
schließt im Rahmen der vom Rat 
bereitgestellten Mittel, dieser 
Satzung und der vom Rat gefass-
ten Beschlüsse über die Angele-
genheiten der Jugendhilfe, sofern 
es sich nicht um Geschäfte der 
laufenden Verwaltung handelt. 

(1) Der Jugendhilfeausschuss be-
fasst sich mit allen Angelegenheiten 
der Jugendhilfe. Er beschließt im 
Rahmen der vom Rat bereitgestell-
ten Mittel, dieser Satzung und der 
vom Rat gefassten Beschlüsse über 
die Angelegenheiten der Jugendhil-
fe, sofern es sich nicht um Geschäf-
te der laufenden Verwaltung han-
delt. 

 



 
Er soll vor jeder Beschlussfas-
sung des Rates in Fragen der Ju-
gendhilfe gehört werden und hat 
das Recht, an den Rat Anträge zu 
stellen. 

 
Er soll vor jeder Beschlussfassung 
des Rates in Fragen der Jugendhilfe 
gehört werden und hat das Recht, 
an den Rat Anträge zu stellen. 

(2) Der Jugendhilfeausschuss 
hat vor allem folgende Aufgaben: 

(2) Der Jugendhilfeausschuss hat 
vor allem folgende Aufgaben: 

 

(2.1) die Aufstellung von Richtli-
nien und Grundsätzen für 

(2.1) die Aufstellung von Richtli-
nien und Grundsätzen für 

 

(2.11) die Förderung von Einrich-
tungen und Maßnahmen der Kin-
der-, Familien- und Jugendhilfe, 

(2.11) die Förderung von Einrich-
tungen und Maßnahmen der Kinder-
, Familien- und Jugendhilfe, 

 

(2.12) die Festsetzung der Leis-
tungen oder der Hilfe zur Erzie-
hung, soweit diese nicht durch 
Landesrecht geregelt werden, 

(2.12) die Festsetzung der Leistun-
gen oder der Hilfe zur Erziehung, 
soweit diese nicht durch Landes-
recht geregelt werden 

 

(2.13) die Beteiligung von aner-
kannten Trägern der freien Ju-
gendhilfe an der Durchführung 
von Aufgaben nach § 76 KJHG; 

(2.13) die Beteiligung von aner-
kannten Trägern der freien Jugend-
hilfe an der Durchführung von Auf-
gaben nach § 76 SGB VIII; 

 
 
 
Redaktionelle Änderung 

(2.2) die Entscheidung über (2.2) die Entscheidung über  
(2.21) die Förderung der Träger 
der freien Jugendhilfe, 

(2.21) die Förderung der Träger der 
freien Jugendhilfe, 

 

(2.22) die öffentliche Anerken-
nung nach § 75 KJHG in Verbin-
dung mit § 25 AG-KJHG, 

(2.22) die öffentliche Anerkennung 
nach § 75 SGB VIII in Verbindung 
mit § 25 AG KJHG NW, 

 
Redaktionelle Änderung 

 (2.23) die  Jugendhilfeplanung gem. Vorher Punkt 2.3, lediglich Ver-



§ 80 SGB VIII schiebung 
(2.23) den Bedarfsplan für Ta-
geseinrichtungen für Kinder 
(gem. § 10 Gesetz über Ta-
geseinrichtungen für Kinder - 
GTK) sowie den Trägerbeschluß 
gem. § 10 Abs. 4 GTK, 

(2.24)  die Gewährung von Zu-
wendungen zu den Investitionskos-
ten der Tageseinrichtungen für Kin-
der nach § 24 KiBiz  
 

Änderung aufgrund Einführung 
KiBiz erforderlich 

(2.24) die Genehmigung einer ge-
ringeren Öffnungsdauer sowie die 
anteilige Kürzung von Zuschüs-
sen (gem. § 18 Abs. 2 Satz 1 
GTK), 

(2.25) die Einrichtung von Familien-
zentren nach § 16 KiBiz  
 

Änderung aufgrund Einführung 
KiBiz erforderlich 

(2.25) die Regelung, welche Trä-
ger durch § 13 Abs. 4 und § 18 
Abs. 4 GTK begünstigt werden, 

  

(2.26) die Genehmigung einer 
Vereinbarung über Tageseinrich-
tungsplätze für Betriebe (gem. § 
20 Abs. 2 GTK), 

  

(2.27) die Aufstellung von Vor-
schlagslisten für die Wahl der Ju-
gendschöffen, 

(2.26) die Aufstellung von Vor-
schlagslisten für die Wahl der Ju-
gendschöffen/innen,  
 

 

(2.28) die Aufstellung von Vor-
schlagslisten für die Wahl der eh-
renamtlichen Beisitzer für den 
Ausschuss und die Kammer für 
Kriegsdienstverweigerer 

 Entfällt, da aufgrund Gesetzes-
änderung nicht mehr erforder-
lich 



(2.3) Jugendhilfeplanung gem. § 
80 KJHG 

 In neuer Satzung Punkt 2.23 

(2.4) die Vorberatung des Haus-
haltes für den Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe 

(2.3) die Vorberatung des Haushal-
tes für den Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe 

 

(2.5) die Anhörung vor der Be-
rufung der Leiterin/des Leiters 
des Jugendamtes 

(2.4) die Anhörung vor der Beru-
fung der Leiterin/des Leiters des 
Jugendamtes. 
 

 

   
§ 6 § 7  

Unterausschüsse Unterausschüsse 

 

 

Der Jugendhilfeausschuss kann 
bei Bedarf für einzelne Aufgaben 
– nicht für die Bearbeitung gan-
zer Sachgebiete oder Aufgaben-
zweige – für eine begrenzte Zeit 
beratende Unterausschüsse bil-
den. Die Mitglieder der Unteraus-
schüsse werden vom Jugendhil-
feausschuss aus seinen Mitglie-
dern und stellvertretenden Mit-
gliedern gewählt. 
 
Er bestimmt auch die/den Vorsit-
zende(n) und seinen/ihren Stell-
vertreter(in), die Ratsmitglieder 

Der Jugendhilfeausschuss kann bei 
Bedarf für einzelne Aufgaben – 
nicht für die Bearbeitung ganzer 
Sachgebiete oder Aufgabenzweige – 
für eine begrenzte Zeit beratende 
Unterausschüsse bilden. Die Mit-
glieder der Unterausschüsse werden 
vom Jugendhilfeausschuss aus sei-
nen Mitgliedern und stellvertreten-
den Mitgliedern gewählt. 
 
Er bestimmt auch die/den Vorsit-
zende(n) und seinen/ihren Stellver-
treter(in), die Ratsmitglieder sein 
müssen. 

 



sein müssen.  
   

§ 7 § 8  

Eingliederung Eingliederung  

   
Die Verwaltung des Jugendamtes 
ist die Organisationseinheit in-
nerhalb der Stadtverwaltung, die 
die Aufgaben nach dem KJHG 
wahrnimmt. 

Die Verwaltung des Jugendamtes ist 
die Organisationseinheit innerhalb 
der Stadtverwaltung, die die Aufga-
ben nach dem SGB VIII wahr-
nimmt. 

Redaktionelle Änderung 

   
§ 8 § 9  

Aufgaben des Jugendamtes Aufgaben des Jugendamtes  

   
(1) Die Geschäfte der laufen-
den Verwaltung im Bereich der 
öffentlichen Jugendhilfe werden 
von dem Bürgermeister, dem/der 
für die Verwaltung des Jugend-
amtes zuständigen Dezernen-
ten/Dezernentin oder in seinem 
Auftrage von dem/der Leiter(in) 
der Verwaltung des Jugendamtes 
im Rahmen dieser Satzung und 
der Beschlüsse des Rates und des 
Jugendhilfeausschusses geführt. 

(1) Die Geschäfte der laufenden 
Verwaltung im Bereich der öffentli-
chen Jugendhilfe werden von 
der/dem Bürgermeister/in, dem/der 
für die Verwaltung des Jugendam-
tes zuständigen Dezernen-
ten/Dezernentin oder in sei-
nem/ihrem Auftrage von dem/der 
Leiter(in) der Verwaltung des Ju-
gendamtes im Rahmen dieser Sat-
zung und der Beschlüsse des Rates 
und des Jugendhilfeausschusses ge-
führt. 

 
 
 
Redaktionelle Änderung 
 

(2) Der Bürgermeister, der/die (2) Die/Der Bürgermeister/in,  



für die Verwaltung des Jugend-
amtes zuständige Dezernent(in) 
oder in seinem Auftrag der/die 
Leiter(in) der Verwaltung des Ju-
gendamtes 

der/die für die Verwaltung des Ju-
gendamtes zuständige Dezer-
nent(in) oder in ihrem/seinem Auf-
trag der/die Leiter(in) der Verwal-
tung des Jugendamtes 

 
 
Redaktionelle Änderung 

 - ist verpflichtet, die/den 
Vorsitzende/n des Jugendhilfe-
ausschusses über alle wichtigen 
Angelegenheiten der Verwaltung 
Jugendamtes zu unterrichten, 

 ist verpflichtet, die/den Vor-
sitzende/n des Jugendhilfeaus-
schusses über alle wichtigen Ange-
legenheiten der Verwaltung des Ju-
gendamtes zu unterrichten, 
 

 

 - bereitet die Beschlüsse 
des Jugendhilfeausschusses vor 
und führt diese aus. 

 bereitet die Beschlüsse des 
Jugendhilfeausschusses vor und 
führt diese aus. 
 

 

   
§ 9 § 10  

Inkrafttreten Inkrafttreten  

   
Diese Satzung tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung für 
das Amt für Kinder, Jugend und 
Familie vom 22. September 1994 
außer Kraft. 

Diese Satzung tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig verliert die Satzung 
vom 09. März 1998 ihre Gültigkeit. 
 
 

Redaktionelle Änderung 

   
 


